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BAULEITPLANUNG UND RAUMORDNUNG

von Rechtsanwalt Dr. Fr. Halstenberg

Generalsekretär des Deutschen Verbandes für \Tohnungswesen, Städtebau
und Raumplanung

Der erste Teil des Gesetzes trägt die übersdrrift ,,Bauleitplanung". Es ist
die zentrale Äufgabe, um deren Ordnung und Erfüllung es dem Bundesbau-
gesetz geht. Eine einführende Auseinanderserzung mit dem dafür gewählten
Begrifr soll zugleich der Klarstellung des vom Gesetz erfaßten gegenständ-
lichen Aufgaben- und \üirkungsbereiches dienen.

Begriff der Bauleitplanung

Der mit dem Bundesbaugesetz in die Rechtssprache eingeführte Begriff der
Bauleitplanung meint die Aufgabe, die bislang als Stadtplanung, Städtebau,
städtebauliche Planung, Ortsplanung, Aufbauplanung bezeichnet wurde. Die
an die ,,Leitplanung" des nordrhein-westfälischen Aufbaugesetzes sich an-
lehnende'lfortbildung verzichtet bewußt auf einen auf die Stadt abgestellten

'üortteil, in der überzeugung, daß nicht nur Städte, sondern auch nicht-
städtische dörfliche Gemeinden der Planung bedürfen.

Könnte bei der Verwendung des in der Praxis noch überwiegenden Begrifis
,,Städtebau" ein Bedenken darin liegen, daß die unerwünschte Vorstellung
eines zu engen, nämlich auf ,,Städte" beschränkten, Anwendungsbereiches
entstehe, so könnte der von der Reclrtssprache vereinzelt verwandte Begriff
der ,,Ortsplanung'( die unzutreffende Vorstellung nähren, daß es der hier in
R ede stehenden Planung obliege, den ort als Ganzes in der Gesamtheit seiner
Lebensäußerungen zu planen.

Nun ist aber auch der vom Gesetz gewählte Begriff der Bauleitplanung
nicht frei von jeder Gefahr einer Mißdeutung. Keinesfalls beschränkt sich
die Bauleitplanung auf eine ,,Bauplanung". Das stellt schon $ 1 Abs. 1 des

Gesetzes klar, der neben der baulichen die ,,sonstige Nutzung der Grund-
stüd<e" zum Inhalt und Gegenstand der Bauleitung zählr. Schließlich belegen
die SS 5 und 9 mit ihren Vorschriften über die zulässigen Planinhalte, daß
die Bauleitplanung nicht nur eine Leitplanung für das Bauen ist. Immerhin
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aber kommt in dem vom Gesetzgeber gewählten Begriff nicht zu unrecht
zum Ausdri-rck, daß die Herbeiführung einer bauliche'ordnung das zentrale
Anliegen der Bauleitplanung ist.

B a u.l e i t p I anu n g u n d F.aumo r dn wn g ( Lan d. e s p I an un g )

zur vollen Erfassung des Begrifisi'halts ist eine Abgrenzu'g gegenüber
einer Reihe benachbarter Begriffe erforderlich, so insbelondere zur Raum-
ordnung u'd Lanclesplanung. Eine solche Abgrenzu'g ist nicht nur aus
begriffssystematischen Erwägungen nützlich, ,ond*r., d'eshaib erforderlich,
vreil die angesprochenen sachgebiete - zuini'cjest i' den angrenzenden Be-
reichen - von marerieller Bedeutung für das Bundesbn.rg.r.r, iirrd.

Die Auseinandersetzung um eine sinnvolle Abgrenzung zri,ischen der
Raumordnung (Landesplanung) einerseits und der Bauleitplanung anclerer-
seits isr so ak, wie die Praxis jener beiden Tätigkeitsbereiche selbst. In der
ersten Phase der Raumordnu'g bis 1945 versuchte man eine Abgrenzuirg mit
der Formel, daß die Raumordnung für eine bestimmte N1aßnahme den
,,standort", d. h. die Auswahl unter verschieclenen Gemeinden, die städte-
bauliche Planung dagegen den ,,standpiatz" innerhalb einer Gerneinde be-
stimme. Mochte eine solche Abgrenzungsformel sich auch auf das problem
der Lokalisierung beschränken - womir, wie noch zv zeigen ist, der Auf-
gabenbereich der beiden konkurrierende' Tätigkeiten nicht erschöpft ist - so
lag darin die heute wie damals zutreffende Erkenntnis, daß das räumliche
Element ein verläßliches, wenn auch nicht stets sicheres unterscheidungs-
merkmal abgibt. Neben dem räumlichen Aspekt könnte eine Abgrenzäg
noch bestimmbar werden durch die zeitliche Reichweite oder im Hinblick aui
die von der Planung zu erfassenden Gegenstände.

Aus der zeitlichen Reichweite der planungen ist eine verläßliche Abgren-
zung nicht zu gewinnen. zwar sollen - ohne daß dies seinen Niederschlag
im Gesetz gefunden hätte - verbindliche Bauleitpläne nur für die mit groß.,
wahrscheinlichkeit übersehbare Zukunft, alro bi, zu 5 Jahren, a.rfg:estellt
werdenl und wohl sollen auf der anderen seite großräun-,ig. Entwicklungs-
planungen auf vreite Sicht, meist mehrere Jahrzehnte, abgestellt sein. Damit
sind aber nur die beiden in dieser Hinsicht und auch sonsf am weitesten von_
einander unterschiedenen Planarten getrof;en, während es bei einer Äbgren_
zung auf die einander benachbarten Pianarten ankommr. Das ist fäi den
Bereich der Bauplanung der Flächennutzungsplan und für den Bereich der
Raumordnung (Landesplanung) der Raumordnungsplan. Flier versagt der
verstrch einer zeitlichen Abgrenzung; beide können nur auf eine abschätz_
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bare Zukunft abgestellr sein. Ein Fläcirennutzungsplan der Bauleitplanung
wird selten einenZeitraum von mehr als 10 Jahren vorausplanen, ein Raum-
ordnungsplan einen solchen Zeitraum (2. B. bei einer Talsperrenplanung, bei
einer Gesamtplanung für Braunkohlenabbaugebiete) durchaus unrerschreiten
dürfen.

Zu einem ähnlichen Ergebnis fließenden übergangs bei weitgehender
Identität führt ein vergleich der von der Bauleitplanung einerseits und der
Raumordnung (Landesplanung) andererseits zu erfassenden Gegenstände
und Planungsziele. Zu einem Vergleich der Planungsziele der Raumordnung
und Bauleitplanung sei dem $ 1 (Abs. 4 und 5) des Bundesbaugeserzes der

$ 1 des nordrhein-westfälischen Landesplanungsgesetzes gegenübergestellt.
Die weitgehend übereinstimmende Umschreibung der Planungsziele zeigt die
enge Verwandtschaft der Aufgabenstellung. Darin, daß eine Vielzahl von
Gesichtspunkten verschiedenster Fachrichtungen zu berücksidrtigen, die Ge-
samtheit der meist divergierenden fachlichen Interessen auszugleichen ist, liegt
die Gemeinsamkeit der Raumordnung (Landesplanung) und der Bauleit-
pianung: beide sind überfachliche, integrierende und koordinierende Gesamt-
planungen.

Aus der Identität der Planungsziele folgr fasr zwangslaufig die nicht voll-
ständige, aber doch weitgehende Identität der von den beiden Planungen
erfaßten Gegenstände. Ohne Zweif el führt auch hier der Vergleich zwischen
den beiden extremen Planarten, dem Bebauungsplan auf der einen und dem
Landesentwicklungsplan auf der anderen seite zu starken unterschieden
hinsichtlich der von ihnen erfaßten Gegenstände. In der rechtsverbindlichen
Bebauungsplanung steht die lokale, auf das einzelne Grundstück bezogene
Konkretisierung der Leitvorstellungen im vordergrund. sie erreicht hier
einen Grad, der in der Landesplanung schlechthin nicht erreicht werden kann
und soll. Daher scheidet eine nicht geringe Anzahl der im Inhaltskatalog des

$ 9 für den Bebauungsplan aufgeführten Gegenstände für die Landesplanung
schlechthin aus. \7ie nahe jedoch die Bauleitplanung mit der Landesplanung
verwandt ist, zeigt wiederum der vergleich der im $ 5 des Bundesbaugesetzes
verzeichneten Planungsgegenstände und -inhalte des Flächennutzungsplanes,
die, von belanglosen Ausnahmen abgesehen, in gleicher Weise für einen regio-
nalen Raumordnungsplan Gültigkeit gewinnen können.

Diese Untersuchung zeigt, daß außer dem eingangs erwähnten räumlichen
Kriterium heines der sonst in Betracht kommenden zu einer sicheren Abgren-
zung geeignet ist. Im Grundsatz gilt, daß die Bauleitplanung innergemeind-
lich, auf dasGemeindegebiet begrenzt ist ($ 2 Abs. 1 und $ 5 Abs. 1 Bundes-
baugesetz), während die Raumordnung (Landesplanung) ihrem Vesen nach
überörtlidr ist (vgl. Art. 4 Abs. 1 der 1. DVO zum LaPlaG NRV: BVerfG,
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Rechtsgutachten vom 16.6.7g54,Abschn. C III 1: ,,Die überörtliche planungfällt unter den Begriff der Raumordnorrg im Sinne des Art. 25 Nr. 4 GG.Diese ist zusammenfassende, übergeord'nete planung und ordnung desRaumes. sie ist übergeordnet, weil Je überörtii.h. piäu,rg ist u,rcr we' sievielfältige Fachplanung zusammenf aßt und aufeinander 
"ur'rr*Lr. 

" l.Bleibt auch das räumliche das 
.einzige veriäßliche Ab;;;;;;;gskriterir_rmmit dem Inhait, daß der Raumord.nung"(Landespranung) nur planungen vonüberörtlicher, übergeordneter.Bedeu,äg ruko-*"rr, iä ,r,rJ Jo.u hier dieletzten Abgrenzungsfragen nichr ausgeräumt. Das Bundesbaugesetz selbsthat durch das rnstitut des pranung'"";-;;;;-is;ruffi;it.hkeit 

geöfinet,daß die Bauleitplanr-rng mit dieseÄ Insrrnmenr in den Bere]ch der Regional-
!l?:"ng vordringt. Hier zeigt sich deutrich, -.r.il. s.n"a.jrr."iten undFehlerquellen besrehen, wenn ein Gesetz den inhartrichen Anschruß an einnoch nicht oder mit starrren inhartlichen unterschied"., g.r.grtr"s Rechts_gebiet zu suchen hat",Jetzt riegt es bei der, wie es r.h"i"rrt, i-n absehbare.zukunft bevorstehend.n g.r.tz'iicrren Neuregelung der Landespranung alsAufgabe der Länder, die Regionalplanung nach"L-,halt, c.gärrund undTrägerschaft von der Baureitpranutrj d., Bundesbaug.r.,l.r-ut*serzen uncrfunktioneil anzupassen.

Das rnarerielle Gewicht einer sauberen scheidung zwischen ortsplanungund Regionalplanung riegt in der verantwortrichkeii ru, di. n"uleitpranungist sie umschrieben mit dem stichwort der kommunaren planungshoheit.

Die kommunale planungshoheit

Nicht ohne zum Teil harte Auseinandersetzungen ist der Gesetzgeber zu
der in $ 2 Abs' 1 niedergelegten Entscheidung gerangt, daß ,,die Baureitpläne
von den Gemeinden in eigener veraniwortrichkeit Juirurr.ri.,, sincr... Damiterkennr das Gesetz die gemeindriche planungshoheit, die so scho' von derMehrheit der Aufbaugesetze dekrariert \\'ar, an. Ein \Tander tritt ledigrichfür das Land Hessen ein, dessen Aufbaugesetz die pranung kreisangehöriger
Gemeinden (mit Ausnahme der größeren) den Landkreisei übertragen hatte- wie auch für das Land Bayern, in welchem eine neuere pranungsgesetz-
gebung nicht existierte.

Der Grundsatz des $ 2 Abs' 1 ist konsequent durchgeführt - gegen den
r7iderstand einzelner Länder, die die übertragbarkeit gemeindlidrer pla_
nungsaufgaben etwa nach dem hessischen Muster gefordJt hatten. Der aus
den Koordinationsverhandlungen zwischen dem Birndes,"gr- urrJ- d"m B'n_
desratsausschuß hervorgegangene $ 142 ist nur scheinbar ein Kompromiß.
Diese vorschrift handelt zwar vonder übertragung gemeindlicher Aufgaben.
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Sie fordert aber das Einvernehmen mit der Gemeinde' wenn die oberste

Landesbehörde eine gemeindliche Aufgabe einer anderen Gebietskörper-

schaft oder einem veibande übertragen will. Im letzten Fall muß ferner

sichergestellr sein, arff li" C.*"ind.in der \x/illensbildung des Verbandes

mitwirkt.

D e r z w an gsv e r b an d. al s B e s ch r änle wn g d e r ge me in dlich en P I anwn gs h o b e i t

In einer gewissen Konkurrenz zu $ 147 Abs' 2' der im übrigen für alle irn

Baugesetz geregelten g.*.i"dlithe".Ä"fgaben gilq steht die Zulässigkeit der

Z*Jngr.,.ilrr"ärUifa,i"g. N"th S 4 kann ein Plänungsverband nidrt nur frei-

willig, sondern rrrrt., dä dort g-eregelten Voraussetzungen auch als Zwangs-

verband gegründet *;r;; oä -"-i. bei Zweckverbänden - die einzelne

Gemeinde ihre originä ren Zuständigkeiten insoweit einbüßt, als diese zum

Aufgabenber.i.h a., V"'i""dt' gthä'en' kann hier der Fall eintreten' daß

einer Gemeinde obliegende Aufgaben ohne das in $ l4T vorgeschriebene Ein-

vernehmen auf einenierband übertragen werden. Die juristische Lösung des

Problemsliegtdarin,a"ns4nachdttAttlugtdesGesetzes'inSonderheit
u,r.t', -"g.r, ,äit 

", 
b.g"" ztJrenAnwendungsbereiches im Verhältnis zu $ 147

Abs. 1 eine Speziainorm darstellt'

K omrnwn al aw l s i cb tli'ch e B e s cb r änk wn ge n d e r P I anwn gs h o b e it

DieRegiertrngsvorlagehatteeine-bundesgesetzlidreRegelungderErsatz-

'ornahme 
i' burg.r.iriithe" Aufgaben vorgeschlagen' I\{it der zutreffenden

Begründung, d*ß di" Gemeindeordnungen in Gestalt der allgemeinen kom-

munalaufsichtlichen Maßnahmen bis zu dem äußersten der Etsatzvornahme

völligausreichendeHandhabenbietet,istderBundesgesetzgebetdemStreite
darüber a.rrgewiche.r' ob er denn überhauPt vregen fachlicher Besonderheiten'

die hier angenommen worden waren, dem Kommunalrecht zugehörige

Materien regeln dürfe'

M at e r i e ll e G r e nz e n d. e r P I anwn gs h ob e it ; in sb e s ond e r e di e E inor d'nung

in üb e r ör tlicbe Z us ammenb änge

DerPlanungshoheitderGemeindensindGrenzengesetzt,dieinderNatur
eines sinnvoll." Pi;;;;g'p'o""t' und in der Gliedstelltrng der Einzel-

gemeindenimstaatlichenGesamtorganismusihreBegründungfinden.Das
Gebot des $ 1 Ab;. t, die gemeindiiche ortsplanung der übergeordneten

Plurrrrrg ein*zufügen, entspticht bereits dem geltenden Recht'
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Der Gene b migwn gsz', orb eb art ars ver t' abrensr ech trich e B e s cbränkwn g
der geme in dlicbe n p lanwngs b ob e it

Das Bundesbauseserz uriterstellr die gemeindrichen Baureitpräne der staar_lichen Geneh-iguig (ss 6, 11). Das irJJi" verfahrensrechtliche Ausprägungfür die materieile b.r.nri"tu"; ;.;;;-.indrichen planungshoheit. 
Nachdem Gesetzeswortlaur räßt der ä"n"hälgurrgsvorbehalt nur die Rechtsauf_sicht zu - darin wiederum die. pranunfrholr"'i, 

"t, ..1,r" i;;;rr"r*urtungs_aufgabe anerkennend. Jedoch ist der r-JJt" z*"ite. daran,ob der Gesetzes_wortlaur nicht trügr, noch nicht zum schweig.r, g"t ".h;.-;;"" zu jenenvorschriften, deren,Respektierung im Rahmen des Genehmigungsverfahrensgeprüft werden soll, gehören uu.h di. des $ 1. Die Lektüre dieser Bestim-mungen zeigt, daß die dort aufgesteilten ö.bot., ;; j;*; die soziarenu'd kulturellen Bedürfnisse der B1vörkerung zu respektieren) so weite spier_räume zulassen' so s.eh1 von unmögr ich zu fi*i"r.rrä"n pt"r""*" abhängig,so wenig einem juristischen SubsÄtionsprozeß ,rgarrgti.i- ,irrd, daß ent_weder eine konkretisierbare Rechtsbind_ung überhatr pt zLr reugnen unddamit der Genehmigungsvorbehart ,u. For- enrleert oder aber doch diedurdr den Gesetzeswortln.rt uurg"r.hrossene üb.rprtifurrrl" a.. Ermessens_hontrolle angestrebtr*ird- Das i:r"!-i*r"gsveriahren lrt d.. schartpunkt,an dem sich, wenn Einsicht u"d v.rrrn.,?rrig 
"iJi rr.'vJrrn"atung ge_führt haben, mit den Mittern d., n..htr-Jie Koordination der örtlicrren undüberörtlidren Gesichtspunkte durchserrt. Ind"- $ 6 Abs. i e"riug"" bei derGenehmigung zuläßt, wird diese ,.r, .in.. rein n-egativ.., pu'üo' zu posi_tiver Mitveranrworrung der Genehmigungsbehord; ;;;r;i;;."

Die Planarten der Bauleitung

Das Bundesbaugeserz sieht in Fortführung der bereits seit langem ge-läufigen untersche]dung zwischer, rro.b.."it.nclen und verbindrichen Bau_Ieitplanungen zwei pla_iarten 
""., r#;.i den jewe's für das gesamte Ge_meindegebier aufzusreile.rd.n torü.r.ir."a.r, Frächennutzungspran und denfür die jeweils zur Bebauung 

""r;.h;;;.',irrg.r"r, Gebietsteiie aufzustelren_den rechtsverbindlichen Bebauungsplan. 
-- -

Als dritte planart sah, die R.gi...,ngro-orrage den Gesamtaufbauplan vor.Er sollte lediglich für den G.rä-tL,nlub.r.i.h 
".,fg.steilt wer,ien und denAußenbereich allssparen. Diese in c.. Regi"rrrgs'orrage ohnehin nur fakur_tativ vorgesehene pranart wurde o* d.r"Er*ägung faten gelassen, daß sienur für größere Gemeinden Bedeutung g.*irrrr.r, werde und daß es für dieseaber einer rechtlichen Regelung ni.t.triJaürl. ,r'd ,.hli.äi'i.r, ai"'r"eichungdieser planart im Geseti die fraktiu.h" Ärr*"rrdung nicrrt ausschließe. Die
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PlanungspraxissollohnehindurchdasGesetznidrtaufdiebeidengenannten
Planarten beschränkt werden' Soweit es aus methodischen Gründen für

zweckmäßigerachtetwird,weitereSpezialplänealsHilfsmittelauszubauen'
steht dem nichts im *;; D* G.r.., haite sich auf die Planarten zu be-

schränken. denen eine beitimmte Rechtswirkung ztrkommt.

D e r F I äcb e nn u t zu ngs P I an

DerFlächennutzungsplandesBtrndesbaugesetzes-tritt,.damitzugleichdie
Uirfr"rif. uneinheitliclie'T.r*i.rologie vereinfadrend, an die Stelle der Plan-

"rr"", 
äi. nach dem Ul,ht'igt" La'idestetht als Übersichtsplan' Aufbauplan'

Leitplan, oder \flirtschuf ilu" bezeichnet wurden' Sein Inhalt sind "Dar-
,r.^f-fi"*."" d., grrflä;ht" t"td Baugebiete' der Gemeinbedarfseinrichtungen'

wie Kirchen, S.ltut.rrl l"l""tllt ""-d 
sonsdge öffentliche Gebäude und Ein-

richtungen, a., Hurp.t erkehrszüge,- der Hauptversorgungg- und Haupt-

abwasserleitungen, i;; V";t"tto"lg'flatht"' der Grün- und wasserflächen

sowie der land- und forstwirtsÄaftli.h.r, Flächen. seine besondere Funktion

hatderFlächennutzungsplandarin,diebeabsichtigtestädtebaulicheEnt-
wicklung der Gemeindä ol' Cn'l'es in großen Zigen datzulegen und dabei

insbesondere d.tt n*itttich gegenübe' dt* der Land- und Forstwirtschaft

vorzubehalt.,ra.r, ,rrJ J",'.i, "ä der bauiichen Nutzung grundsätzlich frei-

zuhaltendenAußenbereich abzvgrenzen i! i I o

Die wachsende Bedeutung der Stadterneuerung wird darin deutlich, dalS

dieGemeindendurclei,'e"beso.'dereVorsdlriftin$5Abs.4angewiesen
werden, Gebiete, in denen zur Beseitigung städtebaulidier Mißstände' beson-

dere der Stadt.rrr".,t""tg dit"t"d! Maß"ahmen erforderlicl sind' als

Sanierungsgebiete kenntlich zu machen'"-n"g.iäaäig 
ist der Flächennutzungsplan Grundlage und voraussetzung

ftir die Aufstellunf des Bebauu"g'plu"t'' Jedoch kann' wenn zwingende

Gründe ., "rfordJ.n, "i,' 
gtbut';"'g'plu" aufgestellt werden' bevor der

Flächennutzungsplanaufgestelltist.SolchezwingendenGründekönnten
einmal in der Dringlichf,eit bestimmter Ordnungsaufgaben liegen, zum

andern aber beispielrä.ir" darin, daß in Gemeinden mit im übrigen geringer

siedlungstätigkeit nur eine räumlich beschränkte Baumaßnahme bevorsteht'

InsolchenFällenkannu.U.aufdenFlächennutzungsplanüberhauptver-
zichtet werden.

Der BebauttngsPlaru

DerBebauungsplantrittkünftigandieStellederlandesrechtlichunter-
schiedlichbezeichnetenplanarten,nieDurchführungs-,ortsbau-,Flucht-
linien-, Baustufen-, Baugebiets-, Bauzonen- und Bauklassenpläne etc' Im
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Gegensatz zu den,,Darstelrungen" des Flächennutzungspranes enthärt derBebauungsplan 
"Festsetztrngen". Ars derarrige zulässige Festsetzungen be-zeichnet $ 9 die Art und das"Maß d., üa.rri.h"n_Nurzung, die Bauweise, dieMindestgröße der Baugrundstücke, ai" eia.rr",' r,t. i.Jrjn.J und Gurug",r,die Baugrundstücke f" d"n G.rnei,rbeda.f, d;" """ i;;;'.l;ung freizuhal_tenden Grundsti.icke, die verkehrr- roJ versorgungsflächen, Grünflächen,Leitungsschu tzflächen,Fiächen fti, c.-"irrrchaftsgarage' und Gemeinschafts_anlagen, schutzflächen sowie Frächen für die Land- u.rd Foort*irtschaft etc.Der Bebauungsplan ist das Inrr.u-.n, zur verbindlichen Festsetzung desBestimmungs- und Nutzungszvu'r.k, d., einzelnen crr"irri"r... Der in $ 9Abs' 1 enthaltene Katalog Äschreibt Ji. rurarrig.n Festserzungen, ohne craßdiese in jedem Falle allesät getroffen _".a.r, müßren.

pläne der Landesplanung und Raumordnung
Im Gegensatz zu dem ersten Referentenentwurf eines Bundesbaugesetzes(Dittus-Entwurf) deGniert und regelt das Bundesbaugesetz nicht die über_geordneren pläne. Damit respektier"t derBundesg"r.rrgib., li. nr.. gezogeneZuständigkeitsschranke. Das Rechtsg.rru.hr.r, de, B.rrider,rerfassungsgerichtsführt in Abschn. c III 1. aus, daß di uberartüchen präne zwar mir der Bau-leitplanurng eng verwandt sind, 

"b.;;.i;;; dann nicht, wenn sie für die orts_stufe verbindlich werden, einen n"rtnrrJr.it des Bodenrechts bilden. Insoweitgreife nur die dem Bunde nach Art. z5 N;. 4 zustehende Rahmenkompetenzein' zu dieser Rahmenkompetenz zährt das Bundesverfassungsgerichr ,dieFragen der Rechtswirkung der präne verschiedener stufen oder verschie_denen trnha*s". Danach *"är" r*u, J.* ä.rrra.rgesetzgeber eine konkretereBestimmung des verhältnisses der r"rrd.rpr"rr.r-irch.,r- pu".'r" jenen der
l-i:l:1tt*ung möglich gewesen, ar ai.r i" s 1 Abs. 3 geschehen ist. Da aberrnsowelr nur eine konkurrierende Rahmenrio-p"r.nr';;;';;;;., vorliegt,bleibt infolge der nicht ausges.Lttpn." 

-r"mperenz 
eine randesrechtlicheRegelung des Koordinations.,Jrfah.ärr, ,u ( r aur. 3 zurässig.

Die rechtlicbe Bed.ewtwng d.er planarten

Dem Flächennutzungspran als einem lediglich vorbereitenden pran ist einerechtssarzmäßise Außenwilk** 
"t.h, ;,Ä Da aber d". Fit;h;""urzungs_plan nicht nur die einzelnen gemeindlich-en Bebauungspläne vorzubereiten,sondern auch die Interessen.an-d.... beteiligter planungsträger 

auszugreichenhat und insofern auch für diese Grundr"trl 
..rnd 

vorentscheidungen enthärt,muß der Fläche'nutzungsplan für aile an seiner Aufstelrung Bereiligten einehinreichende Verläßlichkeit besitzen. yz 1., Bu.,d.ro;;;.;;, wiil sie
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sichern, indem er vorschreibt, daß alle öfientlichen Flanungsträger, die arn
Planaufstellungsverfahren beteiligt sind und dem plan nicht wiJersprochen
haben, verpflichtet sind, ihre Pianungen dem Flächennutzungsplai 

^ntu-passen. Jedoch sollen sie sich, sofern die Notwendigkeit zur Abweichung be-
steht, unverzüglich mit der Gemeind-e ins Benehmen serzen. Damit ist eine
Behördenverbindlichkeit mit der Kraft einer verwaltungsvereinbarung um-
rissen, die, wenn auch auf wichtige Gründe beschränkt, von den Beteiligten
jederzeit gekündigt werden kann.

Demgegenüber ist der Bebauungsplan nach der in $ 10 getroffenen Ent-
scheidung des Gesetzgebers mit der Kraft einer ortssarzring ausgestater. Der
Beba*ungsplan ist damit für jedermann verbindlich. Diese Bindung zeigt
sich für den Bauvrilligen in sonclerheit bei der Entscheidung über das Bau-
gesuch.

Der Bebauungsplan entfalter seine Rechtswirkungen zum Teil nur mittel-
bar. so bestimmt sich die Genehmigungspflicht für den Bodenverkehr danach,
ob das betroffene Grundstück innerhalb oder außerhalb eines Bebatrungs-
plangebiets liegt ($ 19). So unteriiegen die innerhaib eines Bebauungsplan-
gebiets liegenden und dort als öffentliche Flächen vorgesehenen Grundstücke
dem allgemeinen gemeindlichen vorkaufsrecht ($ 24 Abs. i Zifr.1.). von be-
sonderer Tragweite sind die aus der Festsetzung von Bebauungsplänen fol-
genden Erwerbs- und Entschädigungspflichten in den $$ 40 ff., in denen
allerdings in jedem Falle zu der Festsetzung (oder Anderung und Ergänzung)
eines Bebauungsplanes noch weitere Tarbestände hinzukommen müssen, um
diese Entschädigungspflid-rten auszulösen.

Ferner ist der Bebauungsplan regelmäßige, wenn auch nicht unersetzbare
vorausserzung für die Durchführung der umlegung, des Enteignungsver-
fahrens und der Erschließung.

Das Planungsverfahren

Das Bestreben, die Bauleitplanung im rechtsstaatlich-demokratischen
Sinne auszrigestalten, hat zu einer starken Formalisierung des planaufstel-
lungs'erfahrens geführt, welches - nunmehr für den Flächennutzungsplan
und den Beba'u'gsplan völlig gleichartig - folgende Stationen vorsieht:
1. Beschluß des Gemeinderars zur Aufstellung eines Bauleitplanes,
2. Ausarbeitung des Pianentwurfs unter Beteiligung der Träger ösentlicher

Belange ($ 2 Abs. 5),
3. Beschluß des Gemeinderats über den Planentwurf,
4. öffentliche Auslegung des Planentwurfs auf die D;ruer eines Monats zur

Entgegennahme von Bedenken und Anregr"rngen,
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Friedricb Halstenberg

5' Besdrluß des Gemeinderats über die eingegangenen Anregrlngen und Be_denken,
6. Genehmigungsvorlage,
7' öffe'tliche Bekanntmachung der Genehmigung ($ 6 Abs. 6), zu der beidem Bebauungsplan t o.h &. @weite) öffentliche Ausregung des geneh*migten Bebauungsplanes kommt.

Der erste vorbereitende Beschruß des Gemeinderats, der die Absicht zurPlanaufstel]ung zum Inhalt hat, kann rechtlicrre n.a""r""g rmer das pra_nungsverfahren hinaus gewinnen: so ist diese, n"r.hlrß,-i.Jzugr.i.h dn,Bebauungsplangebie-t bestimmen muß, vorausserzung frir die Einführung deserweiterten vorkaufsrechres nach $ 25 Abs. 1, für den Erlaß einer verände_rungssperre nach $ i 4 Abs. 1 und für das verlangen der zulü.Lrt.Iung vonBaugesuchen nach $ 1s.

Die Awsarbeitwng der Fläne

Der Gemeinde stehr es frei, ob sie den pranenrwurf mit eigenen I)ienst-kräften ausarbeiten oder hußenrrrlr.r.J.-i"mit betrauen wiil. Dazu schreibtder gelegentlich mißversrandene $ 2 Abs. 3 vor, daß die Landesregierungendurch Rechtsverordnung steilen üertimmen können, die auf Antrag der Ge-meinde verpflichtet s]nd, Bauleitpräne ausz.rarbeiten. Bei diesen Steilen kannes sich nLlr um solche handern, die der organisationsgeri,alt der Länder unter_Iiegen: so erwa die oL:tspranungssteilen [.] a.r, Bezirksregierungen oder dieKreisbauämter, soweit,si: fa:iich 
"rr*pr..h"rrd besetzt ,i.ra. Oi'" Vorschrift

*:S. 1 
OO: 3 *.an:l jedoch-nicht d"hi;;;r;.legr werden, daß a'en oder be_strmmren Gemeinden.die verpflichtung uui..rJg, *,i.d., ;.h ;;; Ausarbei_tung ihrer Pläne bestimrnter 

-stelren 
,i b.di..,.rr. Es ist nur ein Auswahr_katalog zulässig. Der letzte satz deri" R;;. stehenden n.r,i-*u.rg stellt imübrigen klar, daß auch, wenn di" l,u.rd.r.egierungen von dieser Ermächti_gung Gebrauch machen, das Recht der Gemeind.n, jr.ir.h"ff"rrt. ptu.r., *i,cler Planbearbeitung zu berrauen, unberührt bleibt.

D ie B e te ili gt n gs p fl i cb t e;t

r)ie vorschrift des $ 2 Abs. 5 über die Beteiligung der Träger öfientiicherBelange ist weit auszuiegen. Hier sind ,ri.l* ru. die an der ortsplanung zubeteiligenden Behörcen gemeint. Zu beteiligen sind auch privatwirtschaftriche
{Jnternehmen der öffentlichen E'ergieve"rsorgung, der \Tasserversorgung
usN'. l)agegen kan'aus dieser vorschrift nicht ein Är.rp..r.l, aler I.rteresserr_verbände hergeleitet $.erden, an der planung förmfiÄ b"r"ii;; r., 

"..rd.r,was jedoch deren Information nicht ausschließen scllte. 
- --"^"5" "
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R ecbtsbehelt'e

Die in $ 2 Abs.6 zugelassenen Bedenken und Anregungen sind formlose

nechtsbehllfe. Jedoch ist die Gemeinde verpflichtet, über sie zu entscheiden

und, soweit sie nicht erledigt sind, mir einer stellungnahme der Genehmi-

gungsbehörde vorznlegen, damit diese prüfen kann, ob die Berücksichtigung

aus Rechtsgrlinden gebo'cen ist.

Vo., dei EinsprÄenclen selbst können die Bedenken und Anregungen im

verwaltungsrechtswege nicht verfolgt vrerden. Fiir den F1ächennutzungsplan

gilt dies, *"il .. dem Bürger gegenüber rechtlich nicht relevant ist und weii

f,eteiligte Behörden die l,taglichkeit haben, i6nen gegenüber eintretende

Rechtswirkungen durch den viderspruch nach $ 7 Abs. 1 auszusch]ießen.

Auch gegen den Bebauungsplan ist die Anfechtungsklage nicht zuiässig,

nachdem eine alte streirfrug. drr.h $ 1o dahin entschieden wurde, daß der

Bebauungsplan eine satzr-rng darstellt. Im ailger-neinen wird..der einzelne

Bürger dln n.lru.r,rngsplan nur incidenter mit der etwa gegen die '/ersagung

eine-r B auerlaubnis gerichteten Anf echttrngshla ge an greif en können.

Überleitung alter Pläne

Der die Bauleitplanring regelnde erste Teil des Bundesbaugesetzes tritt am

2g.Juni 1961, inKraft. Zg di.r.tn Zeitpunkt vorhandene Bauleitpläne blei-

berr"grurrdsätziich zunächsr wirksam, jedoch nicht unbegrenzt. Im einzelnen

gilt für die Überleitung:

Vor b er eit encle B aul e itP I äne

wirtschaftspläne nach dem \fiohnsiedlungsgesetz bleiben bis zum 29.Juni

1.g63 \n Kraft. Sie gelten bis zu dem zeitpunkt als Flächennutzungspläne.

\xenn diese wirtschaftspläne inhaltlich den Flächennutzungspiänen des $ 5

entsprechen und in einem verfahren aufgestellt sind, das im $iesentiichen

j.rrÄ d., $ 2 Abs. 5 bis 6 gieichwertig ist, so können die höheren Verwal-

iurrgrb.horäen solche Wirtschaftspläne im Einzelfalle zu unbefristet gelten-

d"rrFla.h.nnutzungsplänen erklären. Die für diese Gültigkeitserklärung

f.fo.d"rt. ;nbatttiibi voraussetzung wird bei der Mehrzahl der wirtschafts-

iiä.r" .,rorliegen. Welche verfahrensrechtlichen Voraussetzungen zlr fordern

,irrd, ir, eirrJnoch offene Auslegungsfrage. Als lr4indestvoraussetzr'rnq *-ird

die Beschlußfassr.rng durch den Gemeinderat und die Beteiligung der tibrigen

irag", öfientlicher Belange zu gelten haben. Dagegen x'ird n.r:rn die öiient-

ü.hJ Arrrl"gung nicht als wesentliche Verfahrens\-orsussetz*ng iür die aus

J". V".gu";"r,L.it zu übernehmenden Pläne anseher] können. z'-rmal selbst
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$:fftru;:;:r"r:t"*" 
zum B un desb au ge setz dies e f ür den F I ä chennLr tzrinss-

Andere vorbereitende. B-aureitpräne (Leitpräne, Aufbaupläne, Flächen-nutzungspläne nach den Aufbaug.r.rr.n urw.) gerren grundsätziich nur dannund unter den vorausseizungen fort, die von den Landesregierungen durchRechtsverordnung zu bertimÄen ,i.ri. o.. nurrd"rgesetzgeber wählte diesenweg, da nur durch eine randesr..htri.hlitr. renzierteRegelung an die unter_schiedlichen vorausserzrngen des bisherigen pranungsrechts angeknüpft wer_den kann' Diese überr.ir".rngr-ro.u.ir;;il;werden ,-"ir.ttor'J"hi,, g"h.rr,daß, die nach Maßgabe. der Äufbaut;;;;; zustandegekommenen vorberei-tenden Bauleitpläne weiter gelten *Ja..r. 
-

W r b indlich e B aul e it p läne

Rechtsverbindliche baurechtriche vorschriften (Bebauungspräne, Durch_führu'gspläne, Bauzonenpräne, Barkl;rr;räne usw.) gerten grundsätzrich,soweit sie entsprechende Fesrsetzungen .nrirurr.,r, ui;'Bä;ff;Jpter,. ro.r.Jedoch haben die nach $ 2 Abs. s ni d", Baurertpranung zu bete'igendenTräger öffentlicher Belange einen AnspruJ ,uf r.ga"r;"f ;dii"nrra.rurrgdieser Pläne, soweit diese den i" s r iu.l-5 gestetten materiellen Anfor_derungen nicht entsprechen. I)ieser VJ""g., kä,rn abe. "r;,i;;;- 29.Juli1961 gestelltwerden (S 123 Abs.3).


